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Astrid Mattijssen 1 

Lesbische Partnerschaft in den Niederlanden 2 

1. Einleitung 

Am 8. Juni 1994 hat die iederländische Regie­
rung dem Parlament einen Gesetzentwurf für eine 
Parrnerregisrrierung vorgelegt: 1 Dieses Ge erz wird es 
lesbischen Frauen und schwulen Männern ermögli­
chen, ihre Beziehung offiziell registrieren zu lassen, 
wodurch ie annähernd die elben Rechte und Pflich­
ten wie Eheleute erhalten. Die Eheschließung selbst 
wird gleichgeschlechtlichen Zweierbeziehungen al­
lerdings nicht erlaube werden, ebenso bleiben alle 
Rechtsbeziehungen mir Kindern der Ehe vorbehal­
ten. 

Die Regierung war 1990 durch den Hoge Raad 
(vergleichbar dem deutschen Bundesverfassungsge­
richt) aufgefordert worden, ein entsprechendes Ge­
setz zu verabschieden. Der Hoge Raad entschied in 
einem Rechtsstreit über die beabsichtigte Ehe­
schließung zweier Frauen, daß die Ehe nur zwischen 
einem Mann und einer Frau geschlossen werden 
kann.' 

In diesem Beitrag wird zunächst die heurige recht­
liche icuacion zusammenlebender lesbischer Frauen 
in den iederlanden beschrieben. Der darauf folgen­
de Blick auf rechtliche Entwicklungen im Ausland 
wird ergänzt um eine Diskussion der Gründe, die 
lesbische Frauen und schwule Männer veranlassen 
können, eine Registrierung ihrer Partnerschaft anzu­
streben. Damit verbunden wird die Frage, ob die 
Regi rrierung ein Aspekt der Gleichberechtigung ist 
oder ob die Ehe eine unterdrückende Institution 
darstelle, die nicht aufgegriffen werden sollte? 

Anschließend wird das Urteil des Hoge Raad ana­
lysiert und der Gesetzentwurf der Regierung bespro­
chen, gefolgt von den Reaktionen de Emanzipacions­
rats5 und der Niederländischen Vereinigung zur Inte­
gration von Homosexualität COC. Der Beitrag 
schließe mit einigen Ausblicken auf die Zukunft: isr 
registrierte Partnerschaft im Hinblick auf die Bezie­
hungsgesetzgebung und die Gleichberechtigung les­
bischer Frauen das Endziel lesbischer Emanzipation? 

Die Aurorin ist Mitarbeiterin des Clara-Wichmann-lnsrirurs, 
Amsterdam, des Wis en chafrlichen Instituts Frauen und 
Recht der iederlande (siehe dazu STREIT 94, 36ff) 

2 Dieser Beitrag isr die überarbeitete Fassung eine im Rahmen 
des 20. Feministischen Jurisrinnenrags am 23.4.1994 in Kiel 
gehaltenen Vortrags. Ich danke Frieda van Vlier und Ure 
Stöcklein für ihre Anmerkungen. 

3 Tweede Karner, vergaderjaar 1993-1994, 23 761, nrs.1-2. 
4 rreil des Hoge Raad vom 19. Okrober 1990 (Nederlandse 

Jurisprudenrie 1992, nr. 129) 

2. Heutige rechtliche Situation lesbischer 
Partnerschaft 

eit 1985 isr die zentrale Zielsetzung der Eman­
zipationspolitik der Regierung „die Förderung der 
Entwicklung der heurigen Gesellschaft, in der der 
Geschlecht unterschied noch in hohem Maße insri­
cucionalisiert i c, hin zu einer pluriformen Gesell­
schaft, in der jeder, unabhängig von Geschlecht oder 
Familienstand, die Möglichkeit hat, sich eine selb­
ständige Existenz zu erwerben, und in der Männer 
und Frauen gleiche Rechte, hancen, Freiheiten und 
Verantwortungen realisieren können". Der Begriff 
'pluriforme Ge ellschaft' impliziere „die ge eil chafr­
liche Anerkennung der Ver chiedenheit von Verhal­
tens- und Beziehungsformen, wobei das bestehende 
Heiratsmodell nicht im- oder explizit als einziger 
Ausgangspunkt genommen wird" .6 1989 wurde die 
Regierungspolitik in bezug auf Homosexualität fest­
gelegt. Ziel der Homo-Emanzipation polirik ist „das 
Erreichen einer Situation, in der Menschen ungeach­
rer ihrer homo- oder heterosexuellen Veranlagung 
gleichberechtigt an allen Facerren des gesellschaftli­
chen Lebens teilnehmen können"-. 

Trotz dieser chönen Worte ist das Heiratsmodell 
noch immer der Ausgangspunkt in vielen Regelun­
gen, wenn es um Lebensformen gehe. Bei Ge erzen 
ist dies gerade dann der Fall, wenn e dem caar einen 
finanziellen Vorteil bringt. Dann nämlich, wenn es 
um Pflichten geht, werden le bi ehe Beziehungen 
zweigeschlechdichen Beziehungen gleichgestellt. So 
werden zu ammenlebende Partnerinnen im Rahmen 
der ozialhilfe wie verheirarere behandelt, das heiße, 
es wird eine Unterhaltspflicht zwischen den Partne­
rinnen angenommen, obwohl es keine gesetzliche 
gegenseitige Unterhaltspflicht gibt. 8is 1985 waren 
lesbi ehe und schwule Parmerlnnen noch als Einzel­
personen behandelt worden. 8 

Zusammenlebende Personen fallen unabhängig 
vom Geschlecht der Partnerin oder de Parmer un­
ter denselben Lohn- und Einkommensreuercarif wie 
verheiratete. 

5 Der Emanzipationsrat ist die offizielle Sachversrändigenkom­
mission des Ge erzgebers in Emanzipationsfragen. 

6 Tweede Karner, vergaderjaar 1984-1985, 19.052, nr. 2. 
7 lweede Kamer, vergaderjaar I 987-19 8a, 19.054, nr. 11 

(Overheidsbeleid en Homoseksualireir). 
8 Mies Wesrerveld: Sociale zekerheid en homo-emanciparie: via 

gelijkberechriging naar roze ko rwinnerschap. In: Homo­
seksualireir en recht, Martin Moerings en Astrid Marrijssen 
(red.) 1992, .153-155. 
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Andererseirs erhalten die zusammenlebenden 
Parmerinnen nicht die gleichen Rechte wie verheira­
tete Paare. 

So kann eine Frau ihre Freundin nicht in dieselbe 
günstige erbrechcliche Position bringen, in der sich 
Verheiratete befinden. Erst nach fünf Jahren des 
Zusammenlebens und mit einem Parmerschafcsver­
trag kann derzeit ein günstiger Erbschafcssteuercarif 
in Anspruch genommen werden, dieser ist aber im­
mer noch schlechter als der für Verheiratete. 

Die Parmerin hat keinen Anspruch auf staatliche 
Unterstützung aufgrund des Allgemeinen Witwen/r­
und Waisengeserzes, wenn ihre Freundin stirbr. Sie 
kann von der durch ihre Freundin erarbeireten Rente 
nichr immer profitieren. 

Erst seir 1988 kann eine Frau ihre Freundin in 
der Krankenkasse 'mirversichern lassen.9 

Eine Frau kann das Kind ihrer Freundin nicht 
anerkennen. 10 Zwei Frauen können weder die ge­
meinsame elrerliche Sorge über ihre Kinder erhalren 11 

noch können sie gemeinsam ein Kind adoprieren. 12 

Diese Ungleichbehandlungen treffen gerade les­
bische und schwule Paare, weil sie nicht die Möglich­
keir der Eheschließung haben. Dabei muß ein here­
rosexuelles Paar gar nicht verheiratet sein, wenn es 
gemeinsan1 als Eltern gelten will, wenn es ein Kind 
anerkennen oder die elterliche Sorge gemeinsam aus­
üben will; diese Rechte sind ausschließlich den 
Mann/Frau-Beziehungen vorbehalten. 13 

3. Internationale Entwicklungen 

Seit 1989 besreht in Dänemark für le bische und 
schwule Paare die Möglichkeit, ihre Beziehung offi­
ziell registrieren zu lassen. Seit Augusr 1993 isr das 
auch in Norwe~en und seit Februar 1994 in Grön­
land möglich. 1 In Schweden wurde kürzlich ein 
entsprechender Vorschlag im Parlament angenom­
men. 15 Auch in Deutschland wird, vor allem durch 
die Schwulenbewegung, Druck ausgeübr, um eine 

9 Mies Westerveld, a.a.O. S.154-155: Zwischen 1985 und 
1988 konnte es passieren, daß eine Frau keine eigene Sozial­
hilfe bekam, weil ihre Freundin für sie zahlen mußte, sie 
konnte sich aber dennoch nicht in der Krankenkasse ihrer 
Freundin mitversichern und mußte selbst eine eigene Kran­
kenversicherung abschließen. 

10 Gerechtshof Leeuwarden 22 januari 1992 (Nemesis 1992, 
nr.292). 

11 Europäische Menschenrechtskommission, 19. Mai 1992, 
application no.15666/89. Dieser Rechtsstreit ist durch den 
Musterprozeßfond 'Rechtenvrouw' des Clara-Wichmann­
lnstituts finanziell unterstützt worden. 

12 Artikel 1 :227 und 228 BG: ur Verheiratete können in den 
Niederlanden ein Kind adoptieren. 

13 vgl. den Beitrag von Frieda van Vliet unten, S. 164 ff 
14 The Norwegian acr on registered parmership for homosexual 

couples, The Ministry of Children and Family Affairs, Oslo, 
orway, april 1993, p.2 und JLGA-Bullerin 2, 1994, p.11. 

1 5 Volkskrant 7. Juni 1994. 
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Parmerschafcsgeserzgebung zu erreichen. Das Euro­
paparlament hat kürzlich einen Vorschlag der Abge­
ordneten der GRÜ EN, Claudia Roth, angenom­
men, der die Mitgliedstaaten der Europäischen Uni­
on auffordere, der ungleichen Behandlung von Ho­
mosexuellen ein Ende zu bereiten. 16 

Die Siruarion in Dänemark wird erwas genauer 
betrachtet: 

Dort können lesbische Frauen und schwule Män­
ner an ihre Beziehung einige Rechtsfolgen koppeln 
lassen, die ursprünglich nur für Verheiratete galten. 
Ich sage bewußt einige, denn es gibt auch Rechtsfol­
gen der Eheschließung, die ausschließlich der Ehe 
vorbehalten bleiben, allen voran die Elternrechte. 17 

Die Ehe kann nur zwischen Mann und Frau 
geschlossen werden. Daneben wird eine neue lnsri­
tucion geschaffen, die registrierte Parmer chafr. Im 
April 1993, vier Jahre nach der Einführung, waren 
1313 Paare registriert. Das sind 2626 Menschen. 
Bemerkenswert ist, daß sich 953 schwule Paare 
(72,6%) und nur 360 lesbische Paare (27,4%) regi­
srrieren ließen. 18 

Eine interessante Frage isr natürlich, wa le bische 
Frauen veranlaßt, ihre Parmerschafr registrieren zu 
lassen oder dies gerade nicht zu tun, und warum 
Männer eher als Frauen geneigt sind, ihre Partner­
schaft registrieren zu lassen. Im Moment kann ich 
über eine Annvort nur spekulieren, denn meines 
Wissens gibt es noch keine Untersuchungen, die sich 
mit den Gründen der Entscheidung für oder gegen 
die Registrierung befassen. 

Eines der wichtigsten Argumente für eine Regi­
strierung könnte der Erwerb besrimmter Rechte sein: 
gleich günstiges Erbrechr wie bei Verheirateten, Part­
nerrenten, rechtliche Beziehungen mit Kindern. 
Natürlich wird auch die gesellschaftliche Anerken­
nung ihrer lesbischen Lebensweise eine wichtige Rol­
le spielen. 19 

16 Entschließung A3-0028/94 vom 28.2.1994, abgedruckt un­
ten, S. 176 f. 

17 Im Gegensatz zu Verheirateten können Registrierte nie Kin­
der adoptieren, können sie keine Wirwenrenren bekommen 
und soll eine/r von beiden die dänische ationalität haben. 
Kees Waaldijk: The legal situation in the Member Scates. In: 
Homosexualiry, a European ommuniry issue, Essays on 
Lesbian and Gay Righrs in European Law and Policy, Kees 
Waaldijk und Andrew Clapham (eds.), 1993, S.96-97. 

18 Diese Zahlen habe ich von Henning Beck, Universität Ko­
penhagen, erhalten. 

19 B. Hansen und H. Jorgensen sagen darüber:"gays were inte­
rested merely in obtaining recognition from sociery and 
having rheir practical, legal and economic problem of cohabi­
tation solved", in: The Danish Parmership Law: Political 
Decision making in Denmark and the ational Danish 
Organization for Gays and Lesbians, in: The third ILGA 
Pinkbook, a global view of lesbian and gay liberation and 
oppression. A. Hendriks, R. Tielman, E. v.d. Veen (eds.) 1993, 
p.91. 
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Ein Grund für das Absehen von einer Registrie­
rung könnte die daraus resul cierende gegensei cige 
Unterhaltspflicht sein. Diese wird übrigens, anders 
als in Dänemark, schon heute in der niederländi­
schen Sozialversicherung angenommen. 

Daneben schließe die dänische Gesetzgebung alle 
Elternrechte ausdrücklich von der Regiscrierung aus. 
Dies kann für Frauen gerade ein Grund sein, sich 
nicht registrieren zu lassen: sie 'gewinnen' damit 
nicht so viel, da immer noch überwiegend sie es sind, 
die die Kinder erziehen. 

Schließlich kann man die Überlegung anstellen, 
ob Frauen weniger Bedürfnis nach einer Registrie­
rung haben, weil sie nicht über soviel Vermögen 
verfügen, für dessen Sicherstellung und Übertragung 
sie sorgen müßten (dies ist natürlich ein Argument 
vorübergehender Natur, das, so darf man annehmen, 
mit der fortschreitenden Emanzipation überflüssig 
wird). 

Ideologische Argumente spielen natürlich auch 
eine wichtige Rolle. Die Ehe ist seit jeher eine Frauen 
unterdrückende Inscicucion gewe en, ein Inbegriff 
der traditionellen Rollenverteilung zwischen Män­
nern und Frauen. Dieses Argument wiege möglicher­
weise für (lesbische) Frauen schwerer als für (schwu­
le) Männer, Grund auch vielleicht, warum so viel 
mehr Männer sich in Dänemark registrieren ließen. 

Zurück zur Situation in den iederlanden. 

4. Das Urteil des Hoge Raad zur 
Homo-Eheschließung 

Im Jahre 1990 urceilce der Hoge Raad im Fall 
zweier Frauen, die heiraten wollten. Der Hoge Raad 
entschied, daß das Bürgerliche Gesetzbuch eine 
gleichgeschlechcliche Eheschließung ausschließe. 
Gemäß Artikel 33, Buch 1 des niederländischen Bür­
gerlichen Gesetzbuches könne ein Mann nur mir 
einer Frau, eine Frau nur mit einem Mann die Ehe 
schließen. 20 

Der Hoge Raad gibt zu, daß man hier von einer 
unterschiedlichen Behandlung sprechen kann, die 
allerdings gerechrfercigr sei. ,,Die gesetzliche Ehe­
schließung wird von jeher aufgefaßt als eine dauer­
hafte Lebensverbindung zwischen einem Mann und 
einer Frau, woran eine Reihe von Rechtsfolgen ge­
knüpft werden, die zum Teil in Zusammenhang 
stehen mit dem Geschlechtsunterschied und den da­
mir zusammenhängenden Folgen für die Abstam­
mung von Kindern." 

Der Hoge Raad sucht die „objektive und verrrer­
bare Rechcfertigung" für die unterschiedliche Be-

20 Artikel 1 :33 Burgelijk Wecboek: ,,De man kan cegelijkerrijd 
sieches mec een vrouw, de vrouw sieches mec een man door 
her huwelijk verbanden zijn." 
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„Behind the dykes", Photo: Wilma Fritsma 

handlung offensichclich nur in der Tatsache, daß die 
Ehe Reche folgen hinsichclich der Abstammung hat, 
die mit dem Geschlechtsunterschied zwischen den 
Eheleuten zusammenhänge. Der Hoge Raad hält es 
durchaus für möglich, daß die Rechtfertigung in 
diesem inne im Laufe der Zeit entfallen kann. Es 
könne jedoch vorerst „nicht gesagt werden, daß die 
allgemeine Rechtsüberzeugung sich so entwickele 
hat, daß das Vorstehende keine Rechtfertigung für 
die unterschiedliche Behandlung aufgrund sexueller 
Veranlagung darstelle, die damit begründet werden 
kann, daß es unmöglich ist, mit einer Person gleichen 
Geschlechts eine vor dem Gesetz als Ehe anerkannte 
Verbindung einzugehen". 

In seiner abschließenden Betrachtung weise der 
Hoge Raad sogar mit achdruck darauf hin, daß es 
möglicherweise keine ausreichende Rechtfertigung 
dafür gibt, eine bestimmte Rechtsfolge zwar an die 
Eheschließung, nicht aber an ein dauerhaftes Zusam­
menleben zweier Personen desselben Geschlechts zu 
knüpfen. Probleme dieser Are könnten in der Regel 
aber nur vom Gesetzgeber gelöst werden. Der Hoge 
Raad gibt dem Gesetzgeber damit einen klaren Auf­
crag. 

5. Der aktuelle Vorschlag der Regierung 

Das Kabinen will eine Ar-c Registrierung ins Le­
ben rufen und diese beschränken auf Paare, ,,für die 
Hindernisse bestehen, eine Ehe zu schließen", also 
für lesbische und schwule Paare, aber auch für Ver­
wandte. 

Alle mit der Eheschließung verbundenen öffent­
lich-rechclichen Folgen werden auch an die Registrie­
rung geknüpfc 21

, daneben alle privacrechclichen Fol­
gen, die jeczr ausschließlich der Ehe vorbehalten sind, 
mit einer großen Ausnahme: allen familienrechcli­
chen Beziehungen zu Kindern. 

21 Davon werden nur dann Ausnahmen gemache, wenn inrer­
nacionale und kommunale Regelungen, die Rechtsfolgen an 
die Ehe knüpfen, der Erweiterung dieser Rechtsfolgen auf 
Regiscrierre im Wege stehen. 

maritthiede
Rechteck
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Die Registrierung kommt zustande, indem die 
Parmer Innen eine gemeinsame Erklärung gegenüber 
dem Standesamt abgeben, und zwar persönlich, um 
einem Betrug mit schriftlichen Erklärungen vorzu­
beugen. Für nicht EG-Bürgerlnnen gilt, daß sie min­
destens ein Jahr Aufen thal tsrech t genossen und ihren 
Hauprwohnsitz in den iederlanden haben müssen, 
dies um 'Registrierungs-Tourismus' und 'Schein-Re­
gistrierungen' zu vermeiden. Die Registrierung kann 
durch Hinterlegung eines notariellen chrifrsti.icks 
im Standesamt beendet werden. ach Beendigung 
der registrierten Partnerschaft entsteht eine gegensei­
tige UnterhalrspAichr der Parrnerlnnen. 

Stirbt eine der registrierten Partnerlnnen, so ent­
stehe ein Reche auf Hinterbliebenenrente. 

Auf dem Gebier der Sozialversicherung, der Steu­
ern und ähnlicher Regelungen ändert sich nichts. Das 
materielle Kriterium bleibt der Ausgangspunkt, das 
heißt, auch nicht-registrierte Zusammenlebende 
werden auf diesen Rechtsgebieten wie Verheiratete 
behandelt. 

Die Regierung hat daneben noch ihre Auffassung 
zu Lebensformen mir Kindern veröffentlicht. Die 
Registrierung beim Standesamt hat, im Gegensatz 
zur Eheschließung, keine Folgen für die Rechtsbezie­
hungen zu Kindern. Unabhängig von der Einfüh­
rung der Registrierung will die Regierung eine Form 
des Mitspracherechts für den/die Partnerln eines El­
ternteils ermöglichen, der allein die elterliche Sorge 
für ein Kind hat. 

6. Reaktionen der Frauen- und Homo­
bewegung 

Eines der wichtigsten Argumente für die Einfüh­
rung der Partnerregistrierung ist die Gleichberechti­
gung: sowohl die gesetzliche Gleichberechtigung, 
d.h. der Erwerb bestimmter Rechte und Pflichten, 
die jetzt noch der Ehe vorbehalten sind, als auch die 
gesellschaftliche Anerkennung von lesbischen und 
schwulen Beziehungsformen. Die öffentliche Mei­
nung in den iederlanden ist mehrheitlich Befür­
worterin der Homo-Ehe. Die Frage „Sollen homose­
xuelle Paare die gleichen Erb rech re wie normale Paare 
bekommen'" beanrworreten 1991 93% positiv. Die­
selbe Frage nach dem gleichberechtigten Zugang zu 
Wohnraum beantworteten 89% mir ja. Dagegen 
sind nur 47% Befürworterlnnen der Möglichkeit, 
homosexuellen Paaren gleiche Adoptionsrechte ein-

.. 22 zuraumen. 
Wie haben Frauen- und Homo-Organisationen, 

vor allem der Emanzipationsrat und die iederlän­
dische Vereinigung zur Integration von Homosexua­
lität COC auf die Vorschläge der Kommission und 
der Regierung reagiert? 
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Der Emanzipationsrat ist der Meinung, daß die 
Vorschläge der Regierung zu registrierten Partner­
schaften den allgemeinen Emanzipationszielsetzun­
gen widersprechen. Deren wichtigstes Element ist 
nämlich, daß jedem/r, ungeachtet seiner oder ihrer 
Lebenssituation, gleiche Rechte, Chancen, Freihei­
ten und Verantwortungen garanrierr werden. Der 
Emanzipationsrat meint, die Emanziparionspolicik 
habe danach zu streben, den Unterschied zwi chen 
verschiedenen Individuen zu beseitigen. Dies bedeu­
te, daß die Ehe bzw. die heterosexuelle Leben einheir 
nicht länger als Modell für Lebensformen gelten soll. 

Außerdem hält der Emanzipationsrat die Ehe 
deshalb nicht für nachahmenswert, weil diese ein 
Abhängigkeitsverhältnis der Partnerinnen unterein­
ander schafft. Die traditionelle Ehe ist nach Form 
und Inhalt ein Beispiel par excellence für traditionelle 
Rollenverteilung zwischen Männern und Frauen, 
wobei das Leben von Frauen vor allem auf Aktivitä­
ten im Haus und das von Männern auf Aktivitäten 
außer Haus gerichtet ist. Die Emanzipationspolitik 
der Regierung wolle die Bildung dieser Muster ja 
gerade durchbrechen. 

Der Emanzipationsrat schlägt vor, daß eine 
emanzipierte Lebensform, die aus mehr als dem In­
dividuum bestehe, eine Lebensform sei, der e1wach­
sene Individuen mitreis eines Vertrages Ausdruck 
verleihen können. In diesem Vertrag regeln Men­
schen ihre wech elseitigen Rechte und Pflichten auf 
eine durch sie selbst zu bestimmenden Art und Wei­
se, ohne daß die Regierung ihnen dabei einen be­
stimmten Vertragsinhalt, so wie das bei der heurigen 
Ehe der Fall ist, aufzwingt. Der Emanzipationsrat ist 
der Meinung, daß in einer emanzipierten Gesell­
schaft das Abschließen von Verträgen durch erwach­
sene Individuen eine persönliche Verantwortung ist, 
zu der jedem/r in gleichem Maße, ohne Unterschied, 
die Möglichkeit geboren werden solle. Der exklusive 
Charakter des Ehevertrages in der heurigen Form 
widerspreche dem Prinzip der yleichberechrigung 
aller Bürgerinnen.n 

Dennoch kann der Emanzipationsrat die heuri­
gen Vorschläge billigen, weil man sie als eine Über­
gangssiruation sehen kann, in der die Bürgerlnnen 
zwar Verträge miteinander schließen können, aller­
dings unter Einmischung des Staates. Um ihre 
Emanzipationspolitik und -ziele zu erreichen (die 
Ungleichheit zwischen verschiedenen Individuen ab­
zuschaffen), muß die Regierung in der Gesetzgebung 

22 Culturele veranderingen in Nederland, Opvacringen over 
homoseksuelen, 1968-1991, p.465. SCP (CV '91 ). 

23 HOMO-EMANCIPATIE E VROUWE EMANCIPA-
TIE, de posicie van lesbische vrouwen nader beliehe, Eman­
cipacieraad, Den Haag, februari 1993, S. 23. 
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vom Individuum ausgehen, auch in bezug auf die 
Sozialversicherung. Darum muß, schneller als bisher 
geplant, untersucht werden, auf welche Weise öffent­
lich-rechtliche Regelungen, wie z. B. das Sozialversi­
cherungsrecht, indiviudalisiert werden können. 

Zur Registrierung und der Elrernschafrsregelung 
vertritt der Emanzipationsrat die Auffassung, daß 
registrierte Partnerschaft im Adoptionsrecht der Ehe 
gleichgestellt werden müsse. 24 

Die Niederländische Vereinigung zur Integration 
von Homosexualität COC hat mehr oder weniger 
positiv auf den Vorschlag des Kabinerrs reagiert. Das 
COC sieht die Einführung der Registrierung als ei­
nen ersten Schritt in Richtung auf Rechrsgleichheir 
zwischen Hereros und Homos. Es weist die Aushöh­
lung der Registrierung auf dem Gebier der Eltern­
schaft und des Adoptionsrechts zurück. Weiterge­
hende Individualisierung der öffentlich-rechtlichen 
Gesetzgebung ist laut COC vonnöten, um den viel­
fältigen Lebensformen lesbischer Frauen, schwuler 
Männer und Heterosexueller gerecht zu werden. 

7. Die Zukunft 

T ragen die Vorschläge der Regierung zur Partner­
registrierung zu dem formulierten Emanziparionsziel 
bei, der Förderung einer pluriformen Gesellschaft, in 
der jede/r, unabhängig von Geschlecht oder Famili­
enstand, die Möglichkeit har, eine selbständige Exi­
stenz aufzubauen und in der Frauen und Männer 
gleiche Rechte, Chancen, Freiheiten und Verantwor­
tungen realisieren können? 

Der Begriff 'pluriforme Gesellschaft' impliziert 
die gesellschaftliche Anerkennung der Unterschied-
1 ichkeir von Verhaltens- und Beziehungsformen, wo­
bei das bestehende Ehemodell nicht im- oder explizit 
als einziger Ausgangspunkt dient, denn die Ehe 
schafft meines Erachtens ein Abhängigkeitsverhältnis 
der Parrnerlnnen voneinander und sollte darum 
nicht aufgegriffen werden. 

In den Vorschlägen bleibt die Ehe aber das Ord­
nungsmodell der Gesellschaft: die Ehe bleibt die 

orm für die Gewährung von Rechten und Pflich­
ten. 

Was ist zur Witwenrente zu sagen? Ursprünglich 
isr sie zur finanziellen Absicherung eines Elrernreils, 
der noch Kinder versorgt, eingeführt worden. In 
einer emanzipierten Gesellschaft werden Individuen 
ihre eigenen Renten aufbauen, auch in der Zeit, in 
der die Frau oder der Mann die Betreuungsarbeir 
leisten. Eine Partnerrente zu erfinden ist ein Ana­
chronismus. Und was isr zum Erbrechr zu sagen, das 

24 Vgl. den Beicrag von Frieda van Vlier in diesem Heft. 
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nur Verheirateten zusteht? Warum kann nicht jede/r 
eine Person (oder mehrere) als Begünstigte angeben? 
Diese Person bekommt dann das Recht, nach dem 
niedrigsten Erbschafrssreuertarif zu erben. 

Jetzt wird eine von der Ehe abgeleitete Rechts­
form geschaffen werden, die registrierte Partner­
schaft, an die nur gegenseitige Rechte und Pflichten 
der Partnerlnnen gekoppelt werden. Rechrsbezie­
hungen mir Kindern sind bei dieser Parrnerregisrrie­
rung von vornherein ausgeschlossen. In Anbetracht 
der Zahlen aus Dänemark, aus denen hervorgeht, 
daß lesbische Frauen nicht in gleichem Maße wie 
schwule Männer geneigt sind, ihre Beziehung regi­
strieren zu lassen, und in Anbetracht der für diese 
Entwicklung anzunehmenden Gründe kann gesagt 
werden, daß diese Vorschläge sichern ichr das Endziel 
lesbischer Emanzipation sind. 

Ein anderer Kritikpunkt ist, daß andere Lebens­
formen außer der Zweierbeziehung außer Betracht 
bleiben. Wie ist es zum Beispiel mir der rechtlichen 
Stellung von nichrzusammenlebenden, alleinstehen­
den Frauen mir oder ohne Kindern? Wird die Neu­
regelung den vielfältigen Lebensformen lesbischer 
Frauen gerecht? 

Dennoch sollten die Vornchläge aus opportuni­
stischen Überlegungen zur Gleichberechtigung von 
lesbischen und homosexuellen Beziehungen gegen­
über heterosexuellen Beziehungen unterstützt wer­
den. Bei den rechtlichen Pflichten, Steuern und So­
zialversicherung, werden lesbische Beziehungen zum 
größten Teil bereits gleichbehandelr. Warum dann 
nicht auch die Rechte fordern: Erbrecht, günstigerer 
Erbschafcssreuertarif und Partnerrente. Wenn zwei 
Frauen auf dieselbe Art leben wie Verheiratete, ge­
meinsam ihren Lebensunterhalt bestreiten, Verant­
wortung füreinander tragen, dann sollte dies nicht 
dadurch bestraft werden, daß bestimmte Rechte vor­
enthalten werden, weil eine der Partnerinnen kein 
Mann isr. 

maritthiede
Rechteck
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